
BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IV ZR 196/77 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
30. Januar 1980 
H e l l m a n n  , 
Justizhauptsekretär
ala Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der Angestellten Lieselotte K
traße 1 b.

>

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

Frau Alice Marlon Käthe Klara K
reg 7,

geb.

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr



Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 30. Januar 1980 
durch die Richter Dr. Hoegen, Knüfer, Rottmüller, 
Dehner und Dr. Schmidt-Kessel

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 2. Senats für Familiensachen des Oberlan­
desgerichts Düsseldorf vom 21. November 1977 
im Kostenpunkt sowie insoweit aufgehoben, als 
der gegen die Beklagte persönlich (nicht als 
Erbin) geltend gemachte Auskunftsanspruch der 
Klägerin abgewiesen worden ist.

Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zur 
neuen Verhandlung und Entscheidung an das Be­
rufungsgericht zurückverwiesen. Gerichtskosten 
für die Revisionsinstanz werden nicht erhoben. 
Die Entscheidung über die übrigen Kosten des 
Rechtsstreits wird dem Berufungsgericht über­
tragen.

Von Rechts wegen



Tatbestand

Durch Urteil vom 21. Dezember 1976 hat das Land­
gericht die Beklagte verurteilt, der Klägerin Auskunft 
über die Höhe der ihr seit dem 1. November 1975 von 
der Firma Heinrich GmbH in D H H B »  FJHfc
i H H B s t r a ß e  1, gewährten Hinterbliebenenversorgung 
zu erteilen.

In dem Tatbestand dieser Entscheidung ist fol­
gendes festgestellt:

Die Klägerin ist die geschiedene (erste) Ehefrau 
und die Beklagte die verwitwete (zweite) Ehefrau des 
am 11. Oktober 1975 verstorbenen Gerhard K ^ ^ l  (Erblas­
ser). Dieser hatte mit seiner Arbeitgeberin, der Firma 
Heinrich R f l H B  in E f f H H H B ,  während der ersten
Ehe eine Ruhegehaltsversorgung sowie zugunsten der Klä­
gerin eine Hinterbliebenenregelung vereinbart (30. Sep­
tember 1965). Im Zusammenhang mit der Scheidung dieser 
Ehe verpflichtete sich der Erblasser gegenüber der Klä­
gerin, mit der Firma R | B H |  eine verbindliche und un­
widerrufliche Vereinbarung dahin zu treffen, daß bei sei­
nem Tode die Witwenrente aus der Altersversorgung an die 
Klägerin gezahlt wird (27. Dezember 1968 und 19. März 1969). 
Die Arbeitgeberin erfuhr hiervon nichts. Nach der Schei­
dung von der Klägerin heiratete der Erblasser die Beklag­
te. Er änderte ohne Wissen der Klägerin die Hinterbliebe­
nenregelung mit seiner Arbeitgeberin zugunsten der Be­
klagten ab (11. Dezember 1972). Am 11. Oktober 1975 
verstarb der Erblasser. Durch Testament vom 3. Juni 1972
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hatte er die Beklagte zu seiner Alleinerbin bestimmt.
Am 16. Januar 1976 erklärte die Beklagte in notariell 
beglaubigter Form die Ausschlagung der Erbschaft. Zwi­
schen den Parteien war umstritten, ob die Ausschlagung 
rechtzeitig erfolgt ist. Mit der Klage verlangte die 
Klägerin von der Beklagten Auskunft über die Höhe der 
dieser gewährten Hinterbliebenenversorgung, weil sich 
der Erblasser schadensersatzpflichtig gemacht habe und 
die Beklagte hierfür als Erbin hafte.

Das Landgericht hat die Auskunftsklage wegen posi­
tiver Vertragsverletzung des Erblassers in Verbindung 
mit den §§ 1967, 242 BGB als begründet angesehen.

Das Oberlandesgericht hat durch Urteil vom 
21. November 1977 unter Abänderung des erstinstanzlichen 
Urteils die Klage abgewiesen, die Revision nicht zugelas­
sen und die Beschwer für die Klägerin auf DM 9.000,—  
festgesetzt. Von der Darstellung des Tatbestandes hat 
das Berufungsgericht abgesehen (§ 543 Abs. 1 ZPO); eine 
Bezugnahme auf das landgerichtliche Urteil ist nicht er­
folgt (§ 543 Abs. 2 Satz 2 ZPO); auch den Entscheidungs- 
gründen des angefochtenen Urteils kann der maßgebliche 
Sachverhalt nicht hinreichend entnommen werden. Das Ober­
landesgericht hat ausgeführt, daß ein Anspruch der Klägerin 
wegen positiver Forderungsverletzung und sittenwidriger 
Schädigung durch den Erblasser gegen die Beklagte als Er­
bin deswegen nicht bestehe, weil diese die Erbschaft wirk­
sam ausgeschlagen habe, und daß ein Anspruch der Kläge­
rin gegen die Beklagte selbst nach § 826 BGB nicht be­
gründet sei, weil die Beklagte persönlich die Klägerin 
nicht sittenwidrig geschädigt habe.
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Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision 
der Klägerin.

Der erkennende Senat hat, soweit die Klägerin den 
Auskunftsanspruch aus einer von der Beklagten selbst 
begangenen unerlaubten Handlung (§ 826 BGB) herleitet, 
die Beschwer der Klägerin anderweitig auf DM 48.000,—  
festgesetzt und die Revision der Klägerin in diesem 
Umfange angenommen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin nunmehr 
den Auskunftsanspruch weiter, soweit er gegen die Beklag­
te persönlich (nicht als Erbin) geltend gemacht wird.

Entscheidungsgründe:

Das Berufungsurteil kann in dem angefochtenen 
Umfange schon deswegen keinen Bestand haben, weil es 
den (für die Revisionsentscheidung erforderlichen) Tat­
bestand nicht enthält. Der erkennende Senat kann nur 
prüfen, ob das angefochtene Urteil auf einer Gesetzes­
verletzung beruht, insbesondere ob der Tatrichter eine 
Rechtsnorm nicht oder nicht richtig auf das von ihm fest­
gestellte Sachverhältnis angewendet hat (§§ 549 Abs. 1, 
550, 565 Abs. 3 Nr. 1 ZPO). Dieses Sachverhältnis bil­
det die Grundlage des Berufungsurteils; an dessen Fest­
stellung ist das Revisionsgericht grundsätzlich gebunden 
(§ 561 ZPO). Es kann somit seine Aufgabe in aller Regel 
nur erfüllen, wenn das angefochtene Urteil einen Tatbe­
stand enthält, aus dem sich ergibt, von welchem Sach- 
und Streitstand der Tatrichter ausgegangen ist; der Mangel
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des fehlenden Tatbestands ist von Amts wegen zu be­
achten (BGHZ 73, 248 = NJW 1979, 927 » DRiZ 1979, 152 =
JZ 1979, 312 = WM 1979, 926).

Die Frage, ob auch dann die Aufhebung des Beru­
fungsurteils unumgänglich ist, wenn die Parteien er­
sichtlich nur um eine Rechtsfrage streiten, ist bisher 
vom Bundesgerichtshof nicht entschieden worden (vgl.
BGHZ aaO; BGH VersR 1979, 865). Auch der vorliegende 
Streitfall ist entgegen der Auffassung der Beklagten 
nicht von dieser Art. Die Entscheidungsgründe des Beru­
fungsurteils, die Revisionsbegründung der Klägerin und 
die Revisionserwiderung der Beklagten zeigen, daß es 
im Revisionsverfahren auch auf tatsächliche Vorgänge 
ankommen kann, ohne deren tatrichterliche Feststellung 
nicht entschieden werden kann, ob das Oberlandesgericht 
ohne Rechtsirrtum den gegen die Beklagte selbst gerich­
teten Anspruch aus § 826 BGB als nicht entstanden und in­
folgedessen auch den hieraus hergeleiteten Auskunfts­
anspruch der Klägerin ohne Rechtsfehler als nicht be­
gründet angesehen hat.



Die Nichterhebung der Gerichtskosten für die 
Revisionsinstanz beruht auf § 8 GKG.

Dr. Hoegen Knüfer Rottmüller
Dehner Dr. Schmidt-Kessel
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